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VON ERICH BÜRGLER

ZÜRICH Schweizer Banken beto-
nen es immer wieder. Man habe 
aus der letzten Immobilienkrise 
der frühen Neunzigerjahre ge-
lernt und mache bei der Kredit-
vergabe diesmal alles besser. Das 
muss man den Bankern einfach 
glauben, denn mit harten Fakten 
untermauern können sie das 
nicht. Die Hypothekar-Institute 
sind gar nicht in der Lage, auf die 
Daten von damals zuzugreifen.

Alles, was länger als bis ins Jahr 
2000 zurückreiche, sei computer-
technische Archäologie, sagt ein 
mit der Sache vertrauter Experte. 
Will man die Kreditvergabe der 
Banken vor der letzten Immo-
bilienblase der  heutigen gegen-
überstellen, scheitert das an feh-
lenden zuverlässigen Daten sätzen. 
Die vor einer Überhitzung im Im-
mobiliensektor warnende Schwei-
zerische Nationalbank (SNB) wür-
de die Versprechen der Banker 
wohl gern schwarz auf weiss be-
stätigt sehen, doch auch ihr bleibt 
das verwehrt. «Die SNB verfügt 
nicht über für den Bankensektor 

repräsentative Daten aus den Acht-
ziger- und Neun zigerjahren, die es 
erlauben würden, die heutige Pra-
xis der Hypothekar-Vergabe durch 
die Banken betreffend Belehnung 
oder Tragbarkeit mit damals sys-
tematisch zu vergleichen», bestä-
tigt eine Sprecherin der SNB.

Bei vielen Banken herrscht 
Wildwuchs bei IT-Systemen

Banken verweisen auf die gesetz-
liche Archivierungspflicht: Die be-
trage lediglich zehn Jahre. Doch 
das ist nicht der einzige Grund für 
den fehlenden Zugang. Bei vielen 
Banken herrscht Wildwuchs in 
der IT. Das ist historisch gewach-
sen. Durch Bankenfusionen und 
Übernahmen trafen unterschied-
liche Computersysteme aufeinan-
der, neue IT-Lösungen haben alte 
nur teilweise abgelöst. Dadurch 
entstanden komplexe Systeme, 
die bis heute parallel laufen.

Das bestätigt der Manager eines 
grossen Bankensoftware-Anbie-
ters. Von einer integrierten IT- 
Lösung seien viele Institute weit 
entfernt. Die Banken scheuten die 
hohen Einmalinvestitionen für 

eine Vereinheitlichung ihrer Com-
putersysteme, die sich erst auf 
mittlere Sicht lohnten. Auch in 
der Datenaufbewahrung spielen 
die Kosten eine Rolle. Die sys-
tematische Archivierung frisst 
Ressourcen und ist teuer.

Dabei wäre ein Vergleich der 
Daten von damals wichtig, damit 
sich die Geschichte nicht wieder-
holt. Warnungen vor einer Immo-
bilienblase wurden in den Acht-
zigerjahren in den Wind geschla-
gen – mit fatalen Folgen. Die Bil-
der wartender Bankkunden vor 
den geschlossenen Türen der Spar 
und Leihkasse Thun gingen um 
die Welt. Die Bank war zu 
schwach, um den Einbruch der 
Schweizer Immobilienpreise An-
fang der Neunzigerjahre zu ver-
kraften. Das war nur der Anfang 
der Krise. Zahlreiche marode Re-
gionalbanken mussten von Gross-
banken gerettet werden, und auch 
die Schweizerische Volksbank 
verlor ihre Unabhängigkeit.

Gut zwanzig Jahre später war-
nen Experten erneut vor einer Im-
mobilienblase, allen voran die 
Schweizerische Nationalbank. 

SNB-Vizepräsident Jean Pierre 
Danthine bezeichnete vergange-
ne Woche die Risikobereitschaft 
der Banken bei der Kreditver gabe 
als hoch und forderte die Geld-
institute auf, bei Hypotheken für 
Wohnliegenschaften vorsichtiger 
zu werden. 

Die Banken geben sich gelassen 
und Verweisen auf ihre Vergabe-
kriterien. Demnach sollen Haus-
besitzer ihre Hypothekar-Kosten 
auch dann noch tragen können, 
wenn der Zinssatz auf fünf Pro-
zent hochschnellt. 

Die Vergabekriterien für 
Hypotheken sind schwammig

Doch diesen Härtetest würden 
viele Hausbesitzer nicht bestehen. 
Laut der SNB erfüllen 40 Prozent 
der neu vergebenen Hypotheken 
das Kriterium nicht, weil die Zins-
zahlungen ein Drittel des Haus-
haltseinkommens überschreiten 
würden. Das Einkommen ist 
 keine feste Grösse. Viele Banken 
zählen auch Boni dazu, die SNB 
nicht. Das zeigt, wie schwammig 
die angeblich strengen Kriterien 
der Banken wirklich sind.
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Banken fehlt der Rückblick
Die Daten zum letzten Immobiliencrash sind nicht verfügbar

MARTIN JANSSEN

Gemäss Bundesverfassung gilt in der Schweiz eine 
freiheitliche Marktordnung mit Eigentumsgarantie, 
Wirtschaftsfreiheit und Wettbewerb. Eine solche Ord-
nung ist in der Produktion und der Verteilung von Gü-
tern darum so effizient, weil die Preise der Güter und 
Produktionsfaktoren flexibel sind und den Konsumen-
ten und Unternehmern signalisieren, was zu kaufen und 
zu produzieren sich lohnt. Bei steigenden Preisen drin-
gen Unternehmer in diese Märkte ein, um Gewinne zu 
erzielen, und Konsumenten wenden sich Substituten 
zu, die billiger sind. Eine sich abzeichnende Knappheit 
wird so auf der Angebots- und der Nachfrageseite 
rasch gedämpft. Das geschieht in einem vernetzten 
System, wo Preisverhältnisse die Knappheit aller Gü-
ter und Produktionsfaktoren widerspiegeln und das 
Verhalten der Menschen steuern. Es ist dieser Mecha-
nismus, der für den Wohlstand der westlichen Welt 

 verantwortlich ist. Wichtig ist, 
dass unternehmerisches Han-
deln in einem verläss lichen 
Rechtsrahmen stattfinden 
kann und dass die Unterneh-
mer die Konsequenzen ihres 
Handelns allein tragen.

Es braucht wenig, um ein solches System aus dem 
Tritt zu bringen. Fixiert der Staat durch Gesetz oder 
mithilfe der Zentralbank die wichtigsten Preise, d. h. 
Zins, Wechselkurs und Lohn, kann eine Volkswirt-
schaft innerhalb weniger Jahre auf einen instabilen Pfad 
geraten. Arbeitslosigkeit, unproduktive Firmen, ein 
Niedergang der Infrastruktur und leer stehende Büro-
häuser wären das Resultat. In der Schweiz beeinflusst 
die Schweizerische Nationalbank seit längerem zwei 
der drei wichtigsten Preise, den Zins und den Wech-
selkurs. Das bleibt nicht ohne Konsequenzen bei den 
längerfristigen Investitionsgütern und bei der Anpas-
sung der Produktionsstrukturen in der Exportwirtschaft. 
Sollte das Volk nun auch noch der Mindestlohn- 
Initiative zustimmen, wäre das eine ganz schlechte 
Nachricht für die Schweiz. Die Konsequenzen, die wir 
in der mittleren Frist erwarten müssten, sind aus 
 Literatur und Praxis bekannt: höhere Arbeitslosen-
quoten und tiefere Wachstumsraten.  Eigentlich reicht 
es, wenn die EU uns zeigt, wie man es nicht machen 
sollte; selber machen müssen wir die Fehler nicht.

Martin Janssen ist Professor an der Universität Zürich
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«Arbeits-
losigkeit und 

leere Büros 
wären das 
 Resultat»

ZÜRICH Das Sparprogramm der 
Zürcher Kantonalbank (ZKB) 
kommt nicht recht voran. Die 
Staatsbank hatte die Simplex 
 getauften Effizienzsteigerungs-
massnahmen Ende September 
2012 lanciert. Seither wurde es 
gegen aussen ruhig um das Thema. 
Innerhalb des Geldinstituts sorgt 
der geplante Umbau dagegen für 
 lautere Töne.

«Hitzige Diskussionen»  
in der Generaldirektion

Die Generaldirektoren, wie die 
Bereichsleiter der ZKB heissen, 
könnten sich nicht darüber eini-
gen, wo der Rotstift angesetzt 
werden soll, verlautet die Bank. 
ZKB-Sprecher Urs Ackermann 
räumt Spannungen ein. «Bei einer 
Restrukturierung gibt es immer 
verschiedene Meinungen. Hitzige 
Diskussionen auch auf Stufe 
 Generaldirektion sind dabei 
 normal.» 

Das bremst den Umbau. Ein 
Personalstopp und einige Käst-
chen im Organigramm an anderer 
Stelle sind das bisherige Resultat 

des schon seit zehn Monaten 
 laufenden Programms. Acker-
mann verweist auf den Spareffekt 
wegen nicht ersetzter Abgänge: 
«Durch den Personalstopp wur-
den seit Einführung über 200 
Stellen eingespart.» Zudem habe 
die ZKB zwei Callcenter zusam-
mengelegt und die Finanzierungs-
abwicklung zentralisiert.

An anderer Stelle hapert es mit 
der Umsetzung. «Das Effizienz-
steigerungsprogramm im Bereich 
Anlage- und Vermögensverwal-
tung hat sich verzögert», gibt 
Ackermann zu. Als Grund nennt 
er die hohe Komplexität des 
 Umbauprojekts und ständig stei-
gende Anforderungen.

Dabei stehen grundlegende 
Fragen im Fokus. Es geht darum, 
welche Produkte und Dienstleis-
tungen die Bank in Zukunft sel-
ber anbieten will. Bankenbeob-
achter erwarten, dass die gesam-
te Branche vor einem Umbruch 
steht. Steigender Kostendruck 
zwingt die Institute, sich auf Kern-
kompetenzen zu konzentrieren 
und Prozesse in der Abwicklung 

und Administration an Dritte aus-
zulagern. Ein Schritt, den andere 
Branchen längst vollzogen haben. 
Zudem muss die Preispolitik 
 umgekrempelt werden. Provisio-
nen durch den Verkauf von Anla-
geprodukten, sogenannte Retro-
zessionen, sind schon deutlich 
 geschrumpft und fallen auf abseh-
bare Zeit vollständig weg. Die 
 versiegende Einnahmequelle muss   
an anderer Stelle als Gebühr her-
eingeholt oder durch Sparmass-
nahmen kompensiert werden. 

Der Einstellungsstopp gilt 
unbefristet

Man wolle Produkt- und Leistungs-
erstellung vereinfachen, kommen-
tiert die Zürcher Kantonalbank 
die laufenden Umbaupläne. Da-
bei werde die Produktepalette 
verschlankt. Am Einstellungs-
stopp hält die Staatsbank fest. 
Dieser gelte unbefristet. Wie vie-
le Stellen damit in Zukunft einge-
spart werden sollen, kommuni-
ziert das Institut nicht. Man habe 
kein Ziel definiert.

 ERICH BÜRGLER 

ZKB-Chefs streiten ums Sparen
Umbau der Staatsbank harzt – über 200 Stellen durch Personalstopp eingespart
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